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zum Bebauungsplan "Bäckerweg" 
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1. Lage und räumlicher GeHungsbereich 
Der Geltungsbereich liegt in der Gemeinde Zierzow, Landkreis Ludwigslust, in der Ortsmitte von 

Zierzow südlich der Grabower Chaussee und östlich des "Bäckerweges" (vgl. Übersichtsplan). 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 93/1, 93/3, 93/5, 93/6, 94/1, 94/2, 95/1, 

95/2, 96/1, 96/2, 97/1, 97/2, 98, 99, 100 sowie Teile der Flurstücke 7 4, 91, 92/2 der Gemarkung 

Zierzow, Flur 1. Er hat eine Fläche von etwa 3,8 ha. Er wird begrenzt: 

im Norden: durch die Grabower Chaussee 

im Osten: durch die vorhandene Bebauung westlich der Fritz-Reuter-Strasse 

im Süden: durch die nicht beplanten Reste der Flurstücke 91 und 92/2 

im Westen: durch den "Bäckerweg" 

) 2. Gegebenheiten 
2.1 Rechtliche Grundlagen, Einfügung in höherrangige Planungen 

2.1.1 Rechtliche Grundlagen, Aufgaben der Bauleitplanung 

Die Gemeinden haben nach dem Baugesetzbuch das Recht, in eigener Verantwortung 

städtebauliche Planung zu betreiben (Planungshoheit). Die von ihnen aufzustellenden 

Bauleitpläne sind in zwei aufeinander aufbauende Stufen gegliedert, und zwar: 

- dem Flächennutzungsplan (vorbereitende Bauleitplanung) und 

- dem Bebauungsplan (verbindliche Bauleitplanung). 

"Der Bebauungsplan enthält die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die städtebauliche 

Ordnung. Er bildet die Grundlage für weitere zum Vollzug dieses Gesetzbuchs erforderliche 

Massnahmen. Bebauungspläne sind aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln"(§ 8 Abs. 1 

und 2 Satz 1 BauGB). Die Festsetungen im Bebauungsplan stützen sich auf die in § 9 BauGB 

aufgezeigten Möglichkeiten und auf die Bestimmungen der Baunutzungsverordnung. 

Die rechtlichen Grundlagen für die Aufstellung des Bebauungsplanes sind: 

- Bundesraumordnungsgesetz (ROG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.07.1989, 

geändert durch Einigungsvertrag vom 31.08.1990 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung von 08.12.1986, zuletzt 

geändert durch Einigungsvertrag vom 31.08.1990 

- Wohnungsbau-Erleichterungsgesetz (WoBauErlG) vom 17.05.1990 

darin: Massnahmengesetz zum Baugesetzbuch (BauGB-MassnahmenG) 

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.01.1990, geändert durch Einigungsvertrag vom 

31.08.1990 

- Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 



3 

- in den neuen Bundesländern bis zum 31.12.1997: 

Bauplanungs- und Zulassungsverordnung (BauZVO) der DDR vom 20.06.1990, geändert 

durch Gesetz vom 20.07.1990 

- in Mecklenburg-Vorpommern: 

- Anzeige von Planungen und Massnahmen im Baubereich von 06.05.1991 

- Landesplanungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (LPIG M-V) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 22.04.1992 

) 

2.1.2 Einfügung in höherrangige Planungen 

- Einfügung in die Landesplanung 

Der Entwurf zum Ersten Raumordnungsprogramm für das Land Mecklenburg-Vorpommern 

sieht für das Plangebiet folgendes vor: 

- das Plangebiet liegt im Bereich des möglichen Trassenkorridores für die 

Bundesautobahn 39 (A 24 - Wittenberge - Wolfsburg - Salzgitter - A 7). 

Unmittelbare Einflüsse auf das Plangebiet sind durch die Autobahnplanung nicht zu erwarten, 

da das Plangebiet sich in der Ortsmitte von Zierzow befindet und dort nicht mit einer 

Autobahntrasse zu rechnen ist. 

- Einfügung in den Flächennutzungsplan 

Im Entwurf des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Zierzow, der z.Zt. erarbeitet wird, wird 

der Planbereich als Gemischte Baufläche (längs der Grabower Chaussee) und als 

Wohnbaufläche (südlich davon) ausgewiesen. Der Bebauungsplan wäre damit aus dem 

Flächennutzungsplan entwickelt (vgl.§ 8 Abs. 2 BauGB). 

2.2 bestehende Rechtsverhältnisse 

Der Planbereich ist bisher unverplant und einem im Zusammenhang bebauten Ortsteil 

(bestehendes Baugebiet) bzw. dem Aussenbereich (Neubaugebiet) zuzuordnen. Die 

Eigentumsverhältnisse der Grundstücke sind klar. 

2.3 Städtebaulicher Zustand 
Die im Planbereich bestehende und daran anschliessende Bebauung ist fast ausschliesslich 

eingeschossig und mit Satteldächern ausgestattet. Die Gebäude werden vorwiegend zu 

Wohnzwecken, teilweise für die Landwirtschaft und in einem Falle für den Einzelhandel (ehern. 

LPG-Baracken) genutzt. 
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2.4 Naturgrundlagen 
Im nicht bebauten Teil befinden sich sandige Böden. Das Gelände wurde bisher als Acker und 

Grünland genutzt. Am Rande der bestehenden Bebauung befinden sich teilweise 

naturbedeutsame Bäume und Büsche, die als zu erhaltend in den Bebauungsplan übernommen 

werden. 

' ) 

3. Erfordernis, Ziele und Zwecke des Bebauungsplanes 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes wurde erforderlich einerseits durch Wohnraummangel 

der vorhandenen Bevölkerung und andererseits durch Nachfrage nach Grundstücken von 

Ansiedlungswilligen. Um die Entwicklung des Gebietes städtebaulich zu ordnen, hat die 

Gemeinde Zierzow die Aufstellung eines Bebauungsplanes beschlossen. Entsprechend der 

vorhandenen Nutzung soll der Bereich längs der Grabower Chaussee (vorhandene Bebauung) 

als Dorfgebiet (MD) festgesetzt werden. Um den Charakter des Dorfes zu wahren, soll das 

Neubaugebiet als allgemeines bzw. reines Wohngebiet mit eingeschossiger Bebauung 

festgesetzt werden. 

Die Fläche südlich der Strassenrandbebauung bietet sich aus folgenden Gründen als Standort 

für das geplante Wohngebiet an: 

1. Das Plangebiet ist im Entwurf des Flächennutzungsplanes bereits als Wohnbaufläche 

ausgewiesen. 

2. Es besteht ein Anschluss an die vorhandene Bebauung und an das Verkehrsnetz. 

3. Durch das Plangebiet wird das bestehende Siedlungsgebiet im Ortskern abgerundet. 

4. Der unbebaute Bereich hat aus landschaftspflegerischer Sicht nur einen geringen Wert. 

Es ist ein Ausgleich durch entsprechende Massnahmen möglich. 

) 
6. Die Eigentumsverhältnisse sind klar. 

4. Planinhalt 

4.1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

Die Bebauung des Neubaugebietes soll in zwei Bauabschnitten erfolgen, und zwar: 

1. BA: Grundstücke nördlich des Planweges 

2. BA: Grundstücke südlich des Planweges 

4.1.1 Art der baulichen Nutzung 

- Reines Wohngebiet 

Das Neubaugebiet soll ausschliesslich Wohnzwecken dienen. Ausnahmen im WR-Gebiet nach 

§ 3 Abs. 3 BauNVO werden daher ausgeschlossen, da sie dem Charakter des Gebietes nicht 
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entsprechen würden, sowie um störenden Verkehr und lmissionen zu vermeiden. Die 

entsprechenden Einrichtungen sind ausserdem in dem umgebenden Mischgebiet vorhanden. 

- Allgemeines Wohngebiet 
Um störende Einflüsse auf das reine Wohngebiet möglichst gering zu halten, wird der nördliche 

Teil des Neubaugebietes als allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Hiermit soll eine sinnvolle 

Abstufung erreicht werden. Das allgemeine Wohngebiet soll vorrangig der Unterbringung von 

Wohngebäuden dienen. Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 BauNVO sind aus den beim reinen 

Wohngebiet genannten Gründen ausgeschlossen. 

) 

- Dorfgebiet 

Im MD-Gebiet sind Einrichtungen und Anlagen nach § 5 Abs. 2 Nr. 7, 8 und 9 BauNVO 

(Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) ausgeschlossen, weil sie sich 

städtebaulich nicht einfügen würden und die Gefahr einer Beeinträchtigung des Wohngebietes 

durch von ihnen ausgehende schädliche Umwelteinwirkungen (lmissionen) bestehen könnte. 

4.1.2 Maß der baulichen Nutzung 

Entsprechend der in der Umgebung vorhandenen geringen Wohnungsdichte (ländlicher Raum) 

sowie um den Eingriff in den Naturhaushalt durch Versiegelung möglichst gering zu halten 

wurde im reinen Wohngebiet eine Grundflächenzahl von 0,3 festgesetzt. Im Dorfgebiet soll den 

dort herrschenden Bedingungen (u.a. Landwirtschaft, Einzelhandel) durch eine GRZ von 0,6 

entsprochen werden. 

) 
Die festgesetzte Eingeschossigkeit ist an der vorhandenen Bebauung ausgerichtet, die 

ebenfalls eingeschossig ist. Dabei soll eine ausreichende Nutzung des Dachgeschosses 

ermöglicht werden. 

Die festgesetzte Traufhöhe von höchstens 3,50 m der Wohngebäude sichert ein Einfügen der 

zukünftigen Bebauung in den Baubestand, wobei Dachausbauten möglich bleiben. 

4.1.3 Bauweise und Baugrenzen 

- Bauweise 

Im Geltungsbereich sind Einzelhäuser in offener Bauweise vorherrschend. Die Festsetzung in 

gleicher Art im Neubaugebiet dient daher der Wahrung der städtebaulichen Gegebenheiten. 
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- Höhenlage der Gebäude 
Die Festsetzung der maximalen Erdgeschossfussbödenhöhe ist an der städtebaulichen 

Umgebung ausgerichtet. 

- Grundstücksgrössen 

Die Grundstücksgrössen im Neubaugebiet sollen zwischen 800 und 1.700 qm liegen, damit den 

Eigentümern eine ausreichend grosse Gartenfläche zur Verfügung steht. 

4.1.4 Nebenanlagen 

Um eine städtebauliche Ordnung auch für die Garagen und Stellplätze zu erreichen, sind für 

diese Flächen und gestalterische Merkmale ausgewiesen. 

) 

4.1.5 Verkehrsflächen 

Der das Wohngebiet erschliessende Weg dient ausschliesslich dem Anliegerverkehr. Die 

Flächen sind daher als verkehrsberuhigter Bereich festgesetzt. Die Fahrbahnbreite ist mit 4,00 

m für den Ringweg angesetzt, damit sich zwei Pkw begegnen können, und um das 

Vorbeifahren an parkenden Fahrzeugen zu ermöglichen. Der Stichweg hat eine Fahrbahnbreite 

von 3,00 m. Hier ist aufgrund der geringen Anlieger nur mit geringen Verkehrsmengen zu 

rechnen, sodass Begegnungsfälle hier nahezu ausgeschlossen sind. 

Alle Wege (Gehwege und Fahrbahnen) sind mit Pflasterdecken auszuführen. Nur die 

Fortsetzung des Bäckerweges (nach etwa 11 O m von der Grabower Chaussee) bleibt als 

Feldweg erhalten, da er hier nur der Landwirtschaft dient. Der strassenbegleitende Grünstreifen 

muss mit Bäumen, wie in der Planzeichnung vorgesehen, ausgestattet werden. 

Das Flurstück 96/1 wird mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten des Eigentümers des 

Flurstückes 95/2 belastet. 

4.1.6 Versorgung 

Der Planungsbereich muss hinsichtlich der Ver- und Entsorgung erschlossen werden. Die 

Wasserversorgung erfolgt im bereits bebautem Gebiet des Planbereiches vom Wasserwerk 

Prislich aus. Ein Anschluss der neu zu errichtenden Gebäude an das zentrale Netz ist möglich. 

Auftragnehmer ist diesbezüglich die Westmecklenburger Wasser GmbH. Das anfallende 

Regenwasser auf den Grundstücken ist zur örtlichen Versickerung zu bringen. Das anfallende 

Regenwasser auf den öffentlichen Verkehrsflächen ist in eine einseitig im Verkehrsgrünstreifen 

geführte Mulde zu leiten und dort zu versickern. 
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Bei der Abwasserbeseitigung sollte der künftige Anschluss an die Kläranlage Grabow 

berücksichtigt werden. Mit einem öffentlichen Abwassernetz ist erst ab 2005 zu rechnen. Bis 

dahin ist das anfallende Schmutzwasser in abflusslose Gruben zu führen und von dort 

abzupumpen. 

Die Stromversorgung erfolgt durch die WEMAG, die Gasversorgung durch die HanseGas. Die 

Abfallentsorgung erfolgt durch die SWR-Entsorgungs-GmbH, Ludwigslust. 

4.1.7 Grünflächen 
Aufgrund der geringen Ausdehnung des Plangebietes sind an öffentlichen Grünflächen nur 

Flächen für Massnahmen zur Entwicklung der Landschaft und für Verkehrsgrün festgesetzt. 

) 

J 

- Pflanz- und Erhaltungsgebote 
Die festgesetzten Pflanz- und Erhaltungsgebote ergeben sich aus der Planzeichnung (Teil A). 

Die Pflanzgebote sollen gleichzeitig als Ausgleichsmassnahmen nach 

Bundesnaturschutzgesetz dienen (vgl. 5.2). Dabei sollen auf den öffentlichen Grünflächen 

erfolgen: 

- Baumpflanzungen: 

- Wiederherstellung der Baumreihe an der Grabower Chaussee (Ahorn) 

- Errichtung einer Baumreihe auf dem Grünstreifen der Planwege mit 

Ahornbäumen 

- Bepflanzung des Grünstreifens längs der Wege (z.B. mit Bodendeckern) 

- Massnahmen zur Entwicklung von Natur und Landschaft: Das Gebiet westlich des 

Bäckerweges soll durch Anpflanzungen von standortgerechten und 

landschaftstypischen Arten zur Entwicklung von Natur und Landschaft hergerichtet 

werden und dann der natürlichen Sukzession überlassen bleiben. 

Auf den privaten Grünflächen sollen in den Randbereichen Pflanzungen durch standortgerechte 

und landschaftstypische Arten erfolgen. Damit soll ein parkähnliches Erscheinungsbild der 

Siedlung erreicht werden. Gleichzeitig sollen die Pflanzungen als Windschutz zur freien 

Landschaft dienen. Die Fläche an der Grabower Chaussee soll entsprechend der Fläche für 

Massnahmen zur Entwicklung von Natur und Landschaft westlich des Bäckerweges 

hergerichtet werden (s.o.) 

- Pflanzersatz bei Abgang 
Bei Abgang von Pflanzen muss ein entsprechender Ersatz am Standort oder zumindest in 

Standortnähe geschaffen werden. 
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4.2 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
- Fassadengestaltung 
Im Neubaugebiet sollen die Gebäude verklinkert werden, um sich in den örtlichen Charakter 

einzufügen. 

- Dächer 
Die Festsetzung der Dachform und Dachgestaltung ist an der vorhandenen Bebauung des 

Dorf es ausgerichtet. 

- Einfriedungen 
Die Vorgärten sind zum öffentlichen Strassenraum mit Hecken zu begrenzen. Damit soll ein 

parkähnliches Erscheinungsbild der Siedlung erreicht werden. 

4.3 Kennzeichnungen 
Im Plangebiet sind weder Bau- oder Bodendenkmale noch Altlasten-Verdachtsflächen bekannt. 

5. wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
5.1 Wirtschaft, soziale Verhältnisse der Betroffenen 
Da die Betroffenen im Planbereich überwiegend auch Eigentümer der im Neubaugebiet 

liegenden Grundstücke sind, sind durch Grundstücksverkäufe wirtschaftlich positive 

Auswirkungen für die Betroffenen zu erwarten. Für die Gebäude im vorhandenen Baugebiet 

wird durch die Gestaltung der Baugrenzen genügend Raum zur Neuerrichtung oder zum Anbau 

erreicht. 

) 

5.2 Umweltauswirkungen 
Im Sinne einer Umweltverträglichkeitsprüfung ergeben sich folgende Auswirkungen: 

- Natur und Landschaft 
Der natürliche Wert des Plangebietes ist zwar eher gering, dennoch entstehen durch die 

Verwirklichung des Bebauungsplanes Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des 

Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes. Dies geschieht v.a. durch Versiegelungen. 

Der Eingriff in den Naturhaushalt wurde bereits in der Planung gering gehalten durch 

- eine Beschränkung der überbaubaren Fläche 

- eine grösstmögliche Erhaltung der bestehenden Bäume und Hecken 
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Die Beeinträchtigungen werden ausgeglichen (Ausgleichsmassnahmen) durch eine Bewertung 

der bestehenden Fläche und eine entsprechende Aufwertung bisher geringwertiger Flächen 

durch Anpflanzungen (s. 4.1.7). Für die Massnahmen wird die folgende 

Flächengegenüberstellung durchgeführt, deren Bewertungsmaßstab sich an einem von der 

Bezirksregierung Rheinhessen-Pfalz entwickelten Rahmen ausrichtet. 

) 

..J 

Nutzuna am* Wertfaktor Punkte 

Bestand 
überbaubare Fläche 5.189 0,0 0 
Feldwege 1.380 0,2 276 
Gehwege 158 0,1 16 
Parkflächen 521 0,0 0 
Verkehrsgrün 765 0,2 153 
Gärten 7.247 0,4 2.899 
Acker 14.878 0,3 4.463 
Grünland 7.548 0,4 3.019 
Hecken 96 0,7 67 
8 Bäume 200 0,8 160 
13 Bäumchen 156 0,7 109 
Obstwiese 150 0,8 120 

11.282 

Planung 
überbaubare Fläche 12.806 0,0 0 
Stellplätze 684 0,2 137 
Parkflächen 0 0,0 0 
Fahrwege 2.013 0,1 201 
Gehwege 1.403 0,1 140 
Feldweg 176 0,2 35 
Verkehrsgrün 1.039 0,3 312 
Gärten 19.864 0,4 7.946 
Hecken 277 0,7 194 
Anpflanzungen auf 
Grundstücken 1.094 0,6 656 

Anpflanzungen für 
Massnahmen 1.324 0,8 1059 

32 Bäume 800 0,8 640 
13 Bäumchen 156 0,7 109 

11.429 

* ungefähre Angaben 

Aus der Flächengegenüberstellung lässt sich erkennen, dass die mit der Planung verbundenen 

Eingriffe in den Naturhaushalt ausgeglichen werden können. 

-Wasser 
keine Beeinträchtigungen 
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-Lärm 

Von der künftigen baulichen Nutzung geht keine Lärmbelastung aus. 

- Boden 
Die Versiegelung wird begrenzt durch eine geringe überbaubare Fläche. Altlasten?? 

- Luft und Klima 
keine Beeinträchtigungen 

- Stadt- und Landschaftsbild 
Die Festsetzungen sind so gehalten, dass das Neubaugebiet sich in seiner Erscheinung in das 

vorhandene Stadt- und Landschaftsbild einfügt. Durch die Lage des Neubaugebietes im 

Ortskern findet keine Zersiedelung der Landschaft statt. 
) 

- Kultur- und sonstige Sachgüter 
Im Plangebiet sind keine Bau- bzw. Bodendenkmale vorhanden bzw. bekannt. Wenn während 

der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist das Landesamt 

für Bodendenkmalpflege zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Vertreter 

zu sichern. Verantwortlich sind hierfür gern. § 9 Abs. 2 VO zum Schutz und zur Erhaltung 

urgeschichtlicher Bodendenkmäler der Finder sowie der Leiter der Arbeiten. 

- Auswirkungen auf den Menschen 
keine Beeinträchtigungen 

) 5.3 Bodenordnung 
Da die Grundstücke im Planbereich nach Lage, Grösse und Zuschnitt entsprechend den 

Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht bebaubar sind, ist die Einleitung eines förmlichen 

Umlegungsverfahrens notwendig. In diesem Verfahren werden die notwendigen Flächen für 

Wege usw. bereitgestellt. 
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5.4 Kosten 
Eine überschlägige Ermittlung ergibt folgende Kosten: 

- Erschliessung gesamt: etwa 1 Mio DM. 

- davon etwa: 

Strassen 300.000 DM 140 DM/qm 

Gehwege 130.000 DM 80 
Wasserversorgung 100.000 DM 180 DM/m 

Entwässerungsanlagen 300.000 DM 550 

Beleuchtung 20.000 DM 40 

Begrünung 20.000 DM 10 DM/qm 

- Grunderwerb: DM DM/qm 

- Einnahmen aus Grundstücksverkäufen: DM 
) Die Finanzierung der anfallenden Kosten ergibt sich aus dem Haushaltsplan. 

6. Flächenangaben 

Die Flächenanteile des B-Planes gliedern sich wie folgt: 

Nr. Flächenbezeichnuna qm" % 

1 Nettowohnbau land 32.237 84 

darin: - vorhanden (Dorfgebiet) 11.755 29 
darin: überbaubare Fläche 5.189 

- neu (Wohngebiet) 21.939 63 
darin: - 1. Bauabschnitt= WA 8.825 

- 2. Bauabschnitt = WR 11.657 
- überbaubare Fläche 7.617 

- überbaubare Fläche insaesamt 12.806 36 

2 Verkehrsfläche 4.631 12 

darin: - Strassenfläche 2.013 
- Gehwege + Einfahrten über Verkehrsgrün 1.403 
- Feldweg 176 
- Verkehrsarün 1.039 

3 öffentliche Grünfläche (neu): Anpflanzungen zur Entwicklung 1.000 3 
von Natur und Landschaft 

4 Bruttobauland 38.345 100 

* Abweichungen durch Rundungen 

-Wohnungs-und Einwohnerschätzung: 
Aus dem Gestaltungsplan gehen 19 geplante Häuser hervor = Wohnungseinheiten, da 

ausschliesslich eingeschossige Bebauung. 
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Bei 3 EW/ WE ergeben sich etwa 57 Einwohner, bei 4 EW/ WE etwa 76 EW für das 

Neubaugebiet. Im vorhandenen Baugebiet bestehen 4 Häuser mit etwa 4 WE (12 - 16 

Einwohner).Für das gesamte Plangebiet ergeben sich daher ca.23 WE mit 69 bzw. 92 EW. 

- Dichten: (gesamtes Plangebiet) 

Belegungsziffer: 3 4 Pers./ WE 

Netto-Wohndichte: 

Brutto-Wohndichte: 

21 

18 

Netto-Wohnungsdichte: 7 

29 
24 
7 

EW/ ha Nettowohnbauland 

EW/ ha Bruttowohnbauland 

WE/ ha Nettowohnbauland 
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